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„Der Wegfall des Unterlassungszwangs 
wird zu einer größeren Bedeutung der 
Individualprävention führen“

Interview mit Professor Dr. Stephan Brandenburg, Hauptgeschäftsführer 
der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege

Teil des Siebten Gesetzes zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze sind eine 
Reihe von Maßnahmen, mit denen das Berufskrankheitenrecht fortentwickelt wird. Dazu gehört unter ande-
rem der Wegfall des Unterlassungszwangs, der für bestimmte Berufskrankheiten besteht, zu denen auch die 
BK-Nr. 5101 „Schwere oder wiederholt rückfällige Hauterkrankungen“ gehört. Über die Auswirkungen dieser 
Gesetzesänderung, die ab dem 01.01.2021 gilt, sprach das IPA-Journal mit Professor Dr. Stephan Branden-
burg, Hauptgeschäftsführer der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW).

Sehr geehrter Herr Professor Branden-
burg, welche Funktion hatte der Unter-
lassungszwang in der Vergangenheit?
Der Unterlassungszwang als Voraus-
setzung für die Anerkennung einer Er-
krankung als Berufskrankheit hat zwei 
Ziele: Es soll ein bestimmter Schwere-
grad einer Erkrankung als Vorausset-
zung für die Anerkennung als Berufs-
krankheit festgelegt werden. Dadurch 
sollen Bagatellerkrankungen von der 
Feststellung als Berufskrankheit aus-
geschlossen werden. Zum anderen 
soll verhindert werden, dass Versicher-
te die schädigende Tätigkeit unverän-
dert fortsetzen, so dass es hierdurch 
zu einer weiteren Verschlimmerung 
der Erkrankung kommt. In dieser Situa-
tion soll durch Maßnahmen der Indivi-

dualprävention erreicht werden, dass 
sich der Gesundheitszustand von Ver-
sicherten nicht weiter verschlechtert.

Im Referentenentwurf heißt es, der 
Unterlassungszwang sei „ein histo-
risch überkommenes Instrument des 
Berufskrankheitenrechts“. Wie sehen 
Sie das aus Sicht der gesetzlichen Un-
fallversicherung?
Die ursprünglich mit dem Unterlas-
sungszwang verfolgten Ziele können 
heute vielfach erreicht werden, ohne 
dass Versicherte ihre Tätigkeit aufge-
ben müssen. So haben die Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung um-
fangreiche und wirksame Programme 
der Individualprävention entwickelt. 
Es können frühzeitig Maßnahmen für 

Versicherte ergriffen werden, durch die 
eine weitere Verschlechterung des Ge-
sundheitszustandes verhindert wird. In 
vielen Fällen ist es heutzutage möglich, 
dass die Versicherten nach Maßnahmen 
der (Individual-)Prävention ihre Tätigkei-
ten ohne oder bei deutlich verringerten 
Gefährdungen für ihre Gesundheit wei-
ter ausüben können. Es besteht des-
halb keine Notwendigkeit mehr, die An-
erkennung von Berufskrankheiten von 
der Aufgabe der schädigenden Tätig-
keit abhängig zu machen. So sind auch 
seit mehr als 25 Jahren keine Berufs-
krankheiten-Tatbestände, die den Un-
terlassungszwang enthalten, mehr in 
die Berufskrankheiten-Liste aufgenom-
men worden. Der Unterlassungszwang 
als Anforderung für eine Anerkennung 
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als Berufskrankheit hat in einzelnen 
Konstellationen für die Versicherten zu 
erheblichen Härten geführt, etwa da-
durch, dass der Aufgabe der Tätigkeit 
kein entsprechender finanzieller Aus-
gleich für die Einkommenseinbuße ge-
genüberstand. Diese Situation wird mit 
der neuen Regelung beendet.

Wie sollen die Ziele des Unterlassungs-
zwangs künftig erreicht werden?
Bei einigen der betroffenen Berufs-
krankheiten-Tatbestände ist der Tat-
bestand in der Berufskrankheiten-Lis-
te genauer gefasst worden. Für diese 
Berufskrankheiten wurde eine Angabe 
zum erforderlichen Ausprägungsgrad 
der Krankheit ergänzt, so dass inso-
weit sichergestellt ist, dass auch künf-
tig Bagatellerkrankungen noch nicht 
zu einer Anerkennung als Berufskrank-
heit führen können. Damit vermieden 
wird, dass sich die Gesundheit der 
Versicherten dadurch verschlechtert, 
dass sie die schädigende Tätigkeit un-

verändert weiter fortführen, sind die 
Unfallversicherungsträger verpflichtet, 
Versicherte umfassend über die ge-
sundheitlichen Gefahren aufzuklären, 
sie zu beraten und ihnen soweit mög-
lich Maßnahmen zur Individualpräven-
tion anzubieten. Versicherte sind ver-
pflichtet, bei der Durchführung dieser 
Maßnahmen mitzuwirken. 

Was bedeutet der Wegfall des Unterlas-
sungszwangs konkret für die Unfallver-
sicherungsträger?
Der Wegfall des Unterlassungszwangs 
wird bei den Unfallversicherungsträ-
gern zu einer Erhöhung der Fallzahlen 
bei den Berufskrankheiten-Verdachts-
meldungen und bei den Anerkennun-
gen von Erkrankungen als Berufs-
krankheit führen. Die Träger werden 
verpflichtet, tätig zu werden, damit 
eine weitere Schädigung der Gesund-
heit der Versicherten vermieden wird. 
Sie bekommen zugleich aber auch 
die Möglichkeit, früher einzugreifen, 
um eine weitere Verschlechterung der 
Erkrankung zu verhindern. Die Bera-
tungstätigkeit wird ausgeweitet wer-
den, weil die Unfallversicherungsträger 
durch die neuen gesetzlichen Bestim-
mungen dazu verpflichtet werden, Ver-
sicherte umfassend über die mit einer 
weiter ausgeübten gefährdenden Tätig-
keit verbundenen Gefahren und mög-
liche Schutzmaßnahmen aufzuklären. 
Der Bereich der Individualprävention 
bekommt insgesamt ein höheres Ge-
wicht. Bereits bestehende Maßnah-
men der Individualprävention werden 
fortgeführt werden, und es werden 
neue Maßnahmen zu entwickeln sein.

Welche Rolle sieht der Gesetzgeber 
künftig für die Versicherten und die 
Unternehmen vor?
Versicherte werden bei der Individual-
prävention künftig stärker mit einge-
bunden. Die künftig geltenden Rege-
lungen sehen für Versicherte die Pflicht 
vor, bei Maßnahmen der Individual- und 

der Verhaltensprävention mitzuwirken, 
wenn sie aufgrund von Einwirkungen 
am Arbeitsplatz eine Berufskrankheit 
entwickelt haben, und sich diese Er-
krankung aufgrund ihrer Tätigkeit weiter 
zu verschlimmern oder wiederaufzule-
ben droht. Diese ausdrückliche Fest-
schreibung einer Mitwirkungspflicht im 
Rahmen der Individualprävention ent-
spricht den seit jeher bestehenden Mit-
wirkungspflichten in der Rehabilitation.

Im Übrigen haben die Unternehmen 
auch nach den neuen gesetzlichen Re-
gelungen unverändert die Pflicht, die 
allgemeinen Regelungen des Arbeits-
schutzes zu beachten und für Sicher-
heit am Arbeitsplatz zu sorgen. Wie in 
der gesetzlichen Regelung ausdrücklich 
klargestellt wird, berühren die neuen 
Regelungen diese Verpflichtung nicht.

Welche Auswirkungen ergeben sich aus 
der Gesetzesänderung auf das Verhält-
nis von Individualprävention und Ver-
hältnisprävention?
Die Verhältnisprävention, etwa die Ge-
staltung guter Arbeitsbedingungen in 
Arbeitsstätten, wird wichtig bleiben. 
Zukünftig werden die Bereiche der Ver-
hältnis- und der Verhaltensprävention 
stärker verbunden sein, so dass Maß-
nahmen der Verhältnis- und der Verhal-
tensprävention ineinandergreifen.

Können Sie Beispiele für Konzepte für 
Maßnahmen der Individualprävention 
nennen? Werden derzeit weitere Kon-
zepte für entsprechende Maßnahmen 
entwickelt?
Für zahlreiche Berufskrankheiten be-
stehen bereits Programme und Maß-
nahmen der Individualprävention, und 
diese Maßnahmen werden bereits seit 
langen Jahren sehr erfolgreich durchge-
führt. Zu nennen ist hier insbesondere 
der Bereich der beruflich bedingten 
Hauterkrankungen (BK-Nr. 5101). Wei-
tere Programme bestehen etwa für Ver-
sicherte, die aufgrund ihrer beruflichen 
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Tätigkeit von bandscheibenbedingten 
Erkrankungen der Lendenwirbelsäule 
betroffen sind. Auch für Versicherte, die 
als Folge von langjähriger kniebelasten-
der Tätigkeit an Gon arthrose leiden, 
sind Maßnahmen zur Verhütung einer 
Verschlechterung der Erkrankung ent-
wickelt worden. Weitere Angebote gibt 
es für den Bereich der beruflich beding-
ten Atemwegserkrankungen. Hier wur-
de ein Frühmeldeverfahren konzipiert, 
das ein frühzeitiges Eingreifen bei be-
ruflich bedingten Atemwegserkrankun-
gen möglich machen wird. Dieses Ver-
fahren steht kurz vor der Einführung zur 
Erprobung im Rahmen eines Pilotver-
fahrens. Maßnahmen für verschiedene 
weitere Berufskrankheiten befinden 
sich derzeit in der Entwicklung. Hierbei 
wird auch eine Zusammenarbeit mit der 
gesetzlichen Rentenversicherung als 
weiterem Träger von Rehabilitations-
maßnahmen angestrebt.

Welche Folge hat der Wegfall des Un-
terlassungszwangs insbesondere im 
Hinblick auf die Hauterkrankungen 
(BK-Nr. 5101)
Bei der BK-Nr. 5101 wird es mehr Berufs-
krankheiten-Verdachtsanzeigen und 
mehr Anerkennungen von beruflich 
bedingten Hauterkrankungen als Be-
rufskrankheit geben. Die Unfallversi-
cherungsträger werden die bereits be-
stehenden umfangreichen Programme 
für Maßnahmen der Individualpräventi-
on noch weiter ausbauen, um Versicherte 
darin zu unterstützen, dass diese ihre be-
rufliche Tätigkeit ohne Verschlechterung 
des Hautzustandes fortsetzen können.

Welche neuen Herausforderungen kom-
men auf Betriebsärztinnen und -ärzte 
in Bezug auf die Prävention nach Auf-
hebung des Unterlassungszwangs zu?
Betriebsärztinnen und Betriebsärz-
te bleiben wichtige Akteure, wenn es 
um die Gesundheit der Beschäftigten 
geht. Sie kennen die betrieblichen 
Gegebenheiten und können mit dafür 

sorgen, dass frühzeitig Maßnahmen 
zum Schutz vor einer weiteren Ver-
schlechterung ergriffen werden, wenn 
Beschäftigte als Folge von Einwirkun-
gen am Arbeitsplatz erkranken. Als An-
sprechpartner oder Ansprechpartne-
rin im Betrieb können sie Beschäftigte 
und das Unternehmen bei der Durch-
führung von Maßnahmen der Präven-
tion begleiten und unterstützen.

Wie kann das Anzeigeverhalten bei 
Verdacht einer Berufskrankheit, ins-
besondere bei den neun Berufskrank-
heiten, bei denen der Unterlassungs-
zwang aufgehoben wurde, weiter 
optimiert werden?
Es gilt, durch umfassende Information 
zu den neuen Regelungen die Sensibi-
lität für das Erkennen und Melden von 
möglichen Berufskrankheiten weiter 
zu erhöhen.

Außerdem wäre es sowohl für die Un-
fallversicherungsträger als auch für die 
Ärzte hilfreich, wenn im Zusammenhang 
mit der Meldung einer Berufskrankheit 
alle Daten erhoben und an Unfallver-

sicherungsträger übermittelt werden 
könnten, die für eine optimale Verfah-
rensdurchführung und eine zeitnahe, 
umfassende Betreuung der Betroffenen 
einschließlich der Einleitung zielgerich-
teter Maßnahmen der Individualpräven-
tion sinnvoll sind. So erfolgen derzeit 
(als Folge der noch geltenden Regelun-
gen) bei der BK-Nr. 5101 der Hautarzt-
bericht und die Berufskrankheiten-Ver-
dachtsanzeige noch getrennt. Hier gibt 
es Gespräche zur Abstimmung zwischen 
dem Spitzenverband der gesetzlichen 
Unfallversicherung, der DGUV und dem 
Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales, wie ein Zusammenführen der Infor-
mationen möglich ist, und das Verfahren 
vereinfacht werden kann. So wird etwa 
diskutiert, dass eine gesonderte Berufs-
krankheiten-Verdachtsanzeige entfallen 
könnte, wenn für betroffene Versicherte 
mit ihrem Einverständnis ein Hautarzt-
bericht erstattet wurde, der bereits alle 
für den Unfallversicherungsträger für die 
Einleitung eines Verfahrens zur Prüfung 
einer Berufskrankheit notwendigen In-
formationen zu der beruflich bedingten 
Haut erkrankung enthält.

Unterlassungszwang

Neun der derzeit 80 in der Liste der Berufskrankheiten enthaltenen Berufskrankhei-
ten-Tatbestände enthalten derzeit den sog. Unterlassungszwang. Dies bedeutet, dass 
die entsprechende Krankheit erst dann als Berufskrankheit anerkannt werden kann, 
wenn sie so schwerwiegend ist, dass die schädigende berufliche Tätigkeit aufgege-
ben werden muss. Beispiele sind die BK-Nr. 5101 („Schwere oder wiederholt rückfäl-
lige Hauterkrankungen, die zur Unterlassung aller Tätigkeiten gezwungen haben, die 
für die Entstehung, die Verschlimmerung oder das Wiederaufleben der Krankheit ur-
sächlich waren oder sein können“) oder die BK-Nr. 2108 („Bandscheibenbedingte Er-
krankungen der Lendenwirbelsäule durch langjähriges Heben oder Tragen schwerer 
Lasten oder durch langjährige Tätigkeiten in extremer Rumpfbeugehaltung, die zur Un-
terlassung aller Tätigkeiten gezwungen haben, die für die Entstehung, die Verschlim-
merung oder das Wieder aufleben der Krankheit ursächlich waren oder sein können“). 
Auf die Berufskrankheiten-Tatbestände mit Unterlassungszwang entfallen ca. 50 % 
aller Berufskrankheiten-Verdachtsanzeigen. Bei diesen Krankheiten sind die Symp-
tome in der Regel zeitlich eng mit den Einwirkungen verknüpft, so dass es bei Entfall 
der Einwirkungen häufig zu einer deutlichen Verbesserung des Gesundheitszustandes 
kommt. Diese Reversibilität ist bei den betroffenen Berufskrankheiten allerdings un-
terschiedlich stark.Der Unterlassungszwang als Voraussetzung für die Anerkennung 
einer Erkrankung als Berufskrankheit entfällt ab dem 01.01.2021.
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